
142 Neue Justiz 3/82

kehrskontrolle durchführenden Volkspolizisten erheblich 
gefährdete, indem er mit unverminderter Geschwindigkeit 
auf diesen zufuhr. Die dem Volkspolizeiangehörigen dro
hende Gefahr war angesichts der hohen Geschwindigkeit, 
mit der der Beschuldigte fuhr, erheblich, weil dem Volks
polizisten nur eine sehr kurze Zeitspanne zum Reagieren 
verblieb. Wenn es diesem nicht gelungen wäre, rechtzeitig 
die Fahrbahn zu verlassen, wäre es angesichts der hohen, 
in geschlossenen Ortschaften generell nicht zulässigen Ge
schwindigkeit mit Sicherheit zu einem Unfall mit schweren 
Folgen gekommen.

Der Beschuldigte war nach dem Ermittlungsergebnis 
durchaus in der Lage, sowohl mit dem Bremsvorgang zu 
beginnen als auch die Auswirkungen seines Verhaltens zu 
erkennen. Er bremste jedoch nicht, weil er sich der Ver
antwortung für sein vorangegangenes verkehrswidriges 
Verhalten entziehen wollte. Hinzu kommt, daß er durch 
das Fahren unter Alkohol und mit überhöhter Geschwin
digkeit auch eine Gefahr für Leben und Gesundheit ande
rer Bürger, insbesondere der weiteren drei Fahrzeugin
sassen, herbeigeführt hat. Die in diesem Verhalten zum 
Ausdruck kommende schwerwiegende Mißachtung der ge
sellschaftlichen Disziplin erfordert auch unter Berücksich
tigung des bisher gesellschaftsgemäßen Verhaltens des Be
schuldigten den Ausspruch einer Freiheitsstrafe, die nicht 
unter einem Jahr und zwei Monate liegen darf, sowie den 
Entzug der Fahrerlaubnis für die Dauer von etwa drei Jah
ren.

Da die Voraussetzungen für den Erlaß eines Strafbe
fehls nicht Vorlagen, war dieser in Übereinstimmung mit 
dem Antrag des Vertreters des Generalstaatsanwalts der 
DDR aufzuheben und die Sache gemäß § 271 Abs. 2 StPO 
an den Staatsanwalt zurückzugeben.

§ 3 StGB; § 271 Abs. 2 StPO.
Wird in der Hauptverhandlung nach Einspruch gegen einen 
Strafbefehl festgestellt, daß eine Straftat nicht vorliegt 
(§ 3 StGB), ist auf Freispruch zu erkennen. Eine Rückgabe 
der Sache an den Staatsanwalt ist bei dieser Sachlage nicht 
zulässig.
OG, Urteil vom 22. Oktober 1981 — 3 OSK 21/81.

Der Angeklagte war mit Frau S. längere Zeit befreundet 
und hielt sich von 1979 bis April 1981 überwiegend bei ihr 
auf. Er besaß mit ihrer Zustimmung einen Wohnungs
schlüssel. Zur Einrichtung der Wohnung wurden gemein
same Anschaffungen gemacht. Außerdem brachte er Ge
genstände seines persönlichen Eigentums in die Wohnung. 
Im Mai 1981 endete das freundschaftliche Verhältnis. Ent
sprechend der Aufforderung von Frau S. entfernte der An
geklagte Ende Mai ihm gehörende Gegenstände aus ihrer 
Wohnung.

Am 4. Juni 1981 begab sich der Angeklagte gegen 17 Uhr 
in diese Wohnung, um — wie von beiden vereinbart — wei
tere ihm gehörende Gegenstände abzuholen. Frau S. öff
nete zwar die Tür, verweigerte ihm aber den Zutritt. Er 
drückte die Tür auf und drängte Frau S. beiseite. Mit 
Hilfe ihrer 15jährigen Schwester gelang es dieser, den An
geklagten aus der Wohnung zu drängen.

Auf Grund dieses Sachverhalts erließ das Kreisgericht 
gegen den Angeklagten wegen Hausfriedensbruchs (Ver
gehen gemäß § 134 Abs. 1 und 2 StGB) einen Strafbefehl. 
Auf den Einspruch des Angeklagten hin hob das Kreis
gericht den Strafbefehl auf und gab die Sache gemäß § 271 
Abs. 2 StPO an den Staatsanwalt zurück.

Gegen dieses Urteil richtet sich der zugunsten des Ange
klagten gestellte Kassationsantrag des Generalstaats
anwalts der DDR, der die Rückgabe der Sache an den 
Staatsanwalt rügt.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Ausgangspunkt der auf § 271 Abs. 2 StPO gestützten Rück
gabe der Sache an den Staatsanwalt ist die Rechtsauffas
sung des Kreisgerichts, daß das Verhalten des Angeklag
ten zwar dem Wortlaut nach den Tatbestand des gewalt

sam begangenen Hausfriedensbruchs (Vergehen gemäß 
§ 134 Abs. 1 und 2 StGB) erfüllt, jedoch die Auswirkungen 
der Tat auf die Rechte und Interessen der Frau S. und die 
Schuld des Angeklagten unbedeutend sind (§ 3 Abs. 1 
StGB), so daß eine Straftat nicht vorliegt. Das Kreisgericht 
hat indes übersehen, daß diese Rechtsauffassung nur dann 
zur Rückgabe der Sache an den Staatsanwalt nach § 271 
Abs. 2 StPO führt, solange ein Strafbefehl vom Kreis
gericht noch nicht erlassen worden ist. Diese Vorausset
zung der Rückgabe ist im Gesetz eindeutig formuliert, in
dem die Rückgabe als Alternative zum Erlaß des Straf
befehls beschrieben wird.

Der Strafbefehl war in dieser Sache jedoch bereits er
lassen worden. Nachdem der Angeklagte Einspruch gegen 
ihn eingelegt hatte, war gemäß § 274 Abs. 1 StPO zutref
fend die Hauptverhandlung angeordnet worden, auf die 
nunmehr die §§ 199 ff. StPO Anwendung finden. Diese se
hen jedoch eine Zurückverweisung der Sache an den 
Staatsanwalt, wie sie nach § 271 Abs. 2 StPO in den Vor
schriften über den gerichtlichen Strafbefehl enthalten ist, 
nicht vor. Ausgehend vom Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 3 Abs. 1 StGB hätte das Kreisgericht den Angeklagten 
deshalb freisprechen müssen.

Das Kreisgericht hat den Sachverhalt umfassend auf
geklärt und mit dem Beweisergebnis übereinstimmend 
festgestellt. Auch seiner rechtlichen Beurteilung in dem 
Sinne, daß die Handlung des Angeklagten gemäß § 3 Abs. 1 
StGB keine Straftat darstellt, ist zuzustimmen. Dabei gilt 
es insbesondere zu berücksichtigen, daß zwischen dem An
geklagten und der Frau S. über einen längeren Zeitraum 
eine enge freundschaftliche Bindung bestand, die auch in 
einem zeitweiligen Zusammenleben ihren Ausdruck fand. 
Dem entsprach, daß der Angeklagte ständigen Zutritt zur 
Wohnung hatte und gemeinschaftliche Anschaffungen zur 
Ausstattung der Wohnung gemacht wurden. Die Ereignisse 
am Tattage müssen im Zusammenhang mit der Lösung 
der zuvor zueinander bestehenden starken Bindung ge
wertet werden. Hinzu kommt, daß der Angeklagte seine 
Sachen vereinbarungsgemäß abholen wollte. Schließlich 
war die von ihm angewendete Gewalt, nämlich das Bei
seitedrücken der Frau S. und der Widerstand gegen seine 
Entfernung aus der Wohnung, den er leistete, um seine 
Sachen mitnehmen zu können, in seinen Auswirkungen 
sehr gering. Somit liegen die Voraussetzungen für einen 
Freispruch des Angeklagten und damit zugleich für die 
vom Vertreter des Generalstaatsanwalts der DDR bean
tragte Selbstentscheidung des Senats gemäß § 322 Abs. 1 
Ziff. 3 StPO vor.

§ 33 Abs. 4 Ziff. 6 und 7 StGB.
1. Die Verpflichtung des auf Bewährung Verurteilten zur 
Berichterstattung über die Erfüllung seiner Bewährungs
pflichten gegenüber dem Gericht darf nicht auf eine bloße 
Information über die Änderung des Arbeitsrechtsverhält
nisses reduziert werden.
2. Die ärztliche Untersuchung und Beurteilung der körper
lichen und geistigen Eignung der Führer von Kraftfahr
zeugen nach der 3. DB zur StVZO vom 10. August 1973 ist 
nicht identisch mit einer fachärztlichen Behandlung i. S. 
des § 33 Abs. 4 Ziff. 6 StGB.
BG Suhl, Urteil vom 23. Dezember 1980 — 2 BSB 258/80.

Das Kreisgericht verurteilte den Angeklagten wegen 
Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls (Vergehen 
gemäß § 196 Abs. 1 und 2 StGB) auf Bewährung und ver
pflichtete ihn gemäß § 33 Abs. 4 Ziff. 7 StGB, innerhalb der 
Bewährungszeit von einem Jahr und sechs Monaten dem 
Gericht jede Änderung seines Arbeitsrechtsverhältnisses 
zu berichten. Es entzog ihm die Fahrerlaubnis für ein Jahr 
und sechs Monate und verpflichtete ihn gemäß § 33 Abs. 4 
Ziff. 6 StGB weiter, sich vor Aushändigung der Fahrer
laubnis einer ärztlichen Untersuchung durch den Verkehrs
medizinischen Dienst in E. zu unterziehen.

Die vom Verklagten gegen diese Entscheidung einge-


